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! 
| Um der allgemein beklagten Unthätigkeit der Gemeinden zu 
ſteuern, wurden Beſtimmungen erlaſſen, durch welche nachläſſige Ge⸗ 
Fragmente über Verwaltungsfragen aus einem Vortrage Kaifer- meindevorſteher gezwungen werden konnten, ihren Pflichten im über⸗ 
felds. 2. Die Gemeinde⸗Gefetzgebung. tragenen und einem Theile des ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſes nach⸗ 
Mittheilungen aus der Pra xis: zukommen. Der Inſtanzenzug gegen ortspolizeiliche Verfügungen und 
Die von einem bairiſchen Staatsangehörigen ohne die erforderliche Bewilligung Entſcheidungen des Gemeindevorſtehers und des Gemeinde⸗Ausſchuſſes 
u A en e in A ee ana, | wurde wieder an die politiſche Behörde geleitet“) in der Erwartung, 
e wird auch in Oeſterreich in ſtaatsrechtlicher Hinſicht als ungiltig betrachtet, 3 17 5 : 5 l : 2 wur 7 
weßhalb in einem ſolchen Falle die derart verehelichte Oeſterreicherin ni 1 daß darin für d ieſe 5 Handhabe liege, die ortspoltzeiliche Thätigkeit 
als dem Staatsbürger⸗ beziehungsweiſe Heimatsrechte ihres Gatten folgend der Gemeinde in directerer Weiſe all überwachen. Den Klagen über 
anzuſehen kommt. ; das Ueberhandnehmen der Unſicherheit auf dem flachen Lande wurde 
In den dem Gemeinde⸗Ausſchuſſe vorbehaltenen Angelegenheiten ($ 31 Gem.⸗ durch Vermehrung der Gendarmeriepoſten und Erhöhung des Mann⸗ 


Ord. für Böhmen) ſteht die erſtinſtanzliche Verfügung dieſem und nicht dem ; ; Ä 
Gemeindevorſteher zu, weßhalb in derlei Angelegenheiten ein Inſtanzenzug ſchaftsſtandes, durch das Geſetz gegen Landſtreicherei und durch die 
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vom Gemeindevorſteher an den Gemeinde⸗Ausſchuß nicht ſtattfindet. Errichtung des Zwangs⸗Arbeitshauſes in Meſſendorf, das mit einem 
Notiz. Koſtenaufwande von 120⸗ bis 150.000 fl. vom Lande erbaut und 
Perſonalien. eingerichtet wurde — abzuhelfen verſucht. Aber noch immer beſteht die 
Erledigungen. Klage: daß in den Landgemeinden die Ortspolizei ganz darniederliege, 


daß die polizeilichen Geſetze und Verordnungen nicht gehandhabt werden, 
daß wegen ſchlechter Handhabung der Bau⸗ und Feuerpolizei beklagens⸗ 
F 5 x werthe Rückſchritte in den Bauzuſtänden auf dem Lande, wie in Städten 
Fragmente über Berwaltungsfragen aus einem und Märkten gemacht worden ſeien, daß Gemeinderechnungen nicht 
9 nf oder nur nach Jahren und dann nur unvollſtändig gelegt werden, daß 
Vortrage Aniſerfelds. der Gang des Rechnungsproceſſes, das geſetzliche Verhältniß der inner⸗ 
; 0 halb der Gemeinde beſtehenden Sonder- und Corporations⸗Vermögen 
F ung. nicht geregelt ſei und für die aus dieſem Verhältniſſe aden 
„Ein Feld, welches die Thätigkeit des Landtages faſt in jeder Streitigkeiten keine Beſtimmungen beſtehen, daß mit dem Gemeinde⸗ 
Seſſion in Anſpruch nahm, war die Gemeinde⸗Geſetzgebung. er wenig wirthſchaftlich gebahrt werde, und daß die Gemeinde⸗ 
Auf Grund des Reichsgeſetzes vom 5. März 1862, womit zur verwaltung, obgleich ihre Reſultate fo geringfügig find, doch ſehr koſt⸗ 
Regelung des Gemeindeweſens grundſätzliche Beſtimmungen vorgezeichnet | fpielig ſei. 
wurden, ward für Steiermark die Gemeindeordnung vom 2. 172 Auch die Inſtitution der Bezirksvertretung ſtößt hie und da auf 
1864 und das Geſetz über Bezirksvertretungen vom 14. Juni 1866 eine abfällige Kritik und es werden auch Stimmen laut, welche deren 
erlaſſen. Aufhebung verlangen, freilich ohne daß fie an deren Stelle Beſſeres 
Der Reformeifer jener Periode warf ſich mit beſonderem Intereſſe vorzuſchlagen vermöchten. Der Landtag hat mit den Bezirksvertretungen 
auf die Neugeſtaltung des Gemeindeweſens. Die Gemeinde zur Grund⸗ nicht etwas in Steiermark Neues geſchaffen, er griff vielmehr damit 
lage eines freien und dabei doch geordneten Staatsweſens zu machen, auf eine Einrichtung zurück, welche bis zum Jahre 1848 beſtand und 
fie politiſch und wirthſchaftlich zu beleben, das lag in der Abſicht der nur in den Fünfzigerjahren theilweiſe verfiel. Aus den Bezirkscaſſen, 
damaligen Geſetzgebung. Der Bureaukratie, welche man als etwas der deren Gebahrung mit der Gubernial⸗Verordnung vom Jahre 1822 ge⸗ 
Freiheit und dem Vorwalten des ſtaatsbürgerlichen Bewußtſeins Feind⸗ regelt wurde und ihre Dotirung durch Bezirksumlagen erhielten — 
ſeliges betrachtete, das zurückgedrängt werden mußte — ward die wurden unter einer allerdings beſchränkten Mitwirkung der Gemeinden 
Selbſtregierung durch von der Bevölkerung aus ihrer Mitte gewählte und unter der Controle der Kreisämter die Ausgaben für die dem 
Organe ſubſtituirt. Autonomie war das allgemeine Schlagwort ge⸗ Bezirke gemeinſamen oder durch das Geſetz als gemeinſam erklärten 
worden, der damaligen Meinung gemäß gleich anwendbar auf Stadt Zwecke beſtritten, wie die Ausgaben für Straßen, für Bezirksanſtalten, 
und Land. für Krankenpflege, Impfung, Bezirks⸗Hebammen u. ſ. w. Einen ähn⸗ 
Die Gemeinden waren aber kaum auf Grund der neuen Ge⸗ lichen Wirkungskreis haben die heutigen Bezirksvertretungen und fo weit 
meindeordnung activirt, als auch ſchon die heftigſten Klagen laut wurden meine Kenntniſſe der Dinge reichen, gehören Unordnung der Verwaltung 
und faſt keine Seſſion des Landtages verging, ohne daß die Mißſtände 
der Gemeindeverwaltung zur Sprache gekommen und Mittel der 4) Wir müſſen betonen, daß diese wichtige e h ‚ 
Abhilfe in Antrag gebracht worden wären. Was aber geſchah, war Steiermark allein fl Folge der Irm e ges 5 . 
nur wenig. 0 Bem. d. Red. 
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Als nun Johann F. anno 1875 in ©. verſtarb und die Witwe 
Katharina F. das Heimatsrecht in dieſer Gemeinde beanſpruchte, erklärte 
die Gemeindevorſtehung, daß Katharina F. durch ihre Verehelichung 


oder aber der Mangel an Perſönlichkeiten, welche ſich für die Auſgaben 
des Obmannes oder eines Ausſchuſſes eignen, zu den Ausnahmen, 
welche ſich bei jeder anderen Einrichtung dieſes Zweiges des öffentlichen 
Dienſtes, welche auf einer Wahl der Organe durch die Bevölkerung mit einem bairiſchen Staatsangehörigen nicht nur das Heimatsrecht in 
aus ihrer Mitte beruhen, wahrſcheinlich noch vermehren würden. S., ſondern überhaupt die öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft verloren 

Wie begründet nun auch manche Klagen über die Selbſtverwaltung habe, und um die Angelegenheit endgiltig zu regeln, wandte ſi 
der Gemeinden und Bezirke ſein mögen, ſo ſollte man ſich doch hüten, die Gemeindevorſtehung an die k. k. Bezirkshauptmannſchaft in St. 
das Beſtehende und in Wirkſamkeit Befindliche einer krankhaften Sucht mit der Bitte, dieſelbe möge im Wege der königl. bairiſchen Behörden 
nach Veränderung zu opfern und mit Organiſationen zu experimentiren, für Katharina F. von der Gemeinde H. den Heimatsſchein erwirken. 
welche der Bevölkerung neue Koſten auſbürden und dadei doch beſſere Die Gemeinde H. erwiederte aber, „ſie ſei gar nicht verpflichtet, 
Erfolge kaum aufzuweiſen haben würden. für Katharina F. den Heimatsſchein auszuſtellen; denn ſie habe nur dem 

Eine befriedigende Wirkung dürfte man ſich meiner Meinung | Johann F. im Falle feiner Verehelichung für feine Perſon das Heimatsrecht 
nach nur von einer Aenderung der Gemeindeordnung in der Richtung, auf 3 Jahre zugeſichert, nicht aber auch für ſeine Braut. Wenn 
daß der localpolizeiliche Wirkungskreis, wie dies die Ge- diesfalls in Oeſterreich andere Geſetze beſtehen, ſo hätte die Trauung 
meinde⸗Ordnung vom Jahre 1849 normirt hatte, vom Ge- unterbleiben und die Gemeinde H. hievon in Kenntniß geſetzt werden ſollen.“ 
meindevorſteher im Auftrage des Staates und als dem Nachdem auch das königl. bairiſche Bezirksamt Paſſau die 
Organe desſelben ausgeübt wird, ſowie von einer Reform Weigerung der Gemeinde H. als berechtigt anerkannt hat, berichtete 
der politiſchen Ver waltung verſprechen, durch welche — ohne die öſterreichiſche Bezirkshauptmannſchaft an die Statthalterei in Linz 
daß an der techniſchen Organiſation etwas zu ändern wäre mit dem Erſuchen, über den vorliegenden Fall eine Entſcheidung zu treffen, 
— dieſelbe der Bevölkerung räumlich näher gebracht würde nachdem die Frage, ob nach den bairiſchen Geſetzen eine bedingte Heimats⸗ 


als dies gegenwärtig der Fall iſt, durch welche ferner der 
Parallelismus, in Folge deſſen zur Beſorgung von zu⸗ 
ſammengehörigen Angelegenheiten öffentlichen Intereſſes 


zwei Verwaltungen: eine autonome und eine ſtaatliche ohne 
unter einander in einer organiſchen Verbindung zu ſtehen, 


neben einander laufen — beſeitigt, dem Laienelemente für 
beſtimmte Geſchäfte, insbeſondere von verwaltungsrechtlicher Natur, eine 
geregelte Mitwirkung eingeräumt und durch welche ſchließlich der Ver⸗ 
waltung eine der richterlichen ſich nähernde Unabhängigkeit und damit 
der Charakter einer Verwaltung nach Recht und Geſetz gegeben würde, 
eine Stellung, welche die Verwaltung über den Strömungen der politiſchen 
Parteien und frei von ihren Einflüſſen und ihren Anſprüchen halten 


anerkennung, eine Heimatsanerkennung auf Friſt zuläſſig ſei, ſich der 
Beurtheilung der Bezirkshauptmannſchaft entzieht, nach öſterreichiſchen 
Geſetzen aber Katharina F. zweifellos nach H. in Baiern zuſtändig wäre. 

Die Statthalterei in Linz richtete nun unterm 8. Auguſt 1876 
eine Zuſchrift an die königl. bairiſche Regierung für Niederbaiern in 
Landshut, worin auseinandergeſetzt wurde, daß die Ehe des königl. 
bairiſchen Staatsangehörigen Johann F. mit Katharina W, wenngleich 
im Auslande, jedoch auf Grund der heimatlichen Ehebewilligung einge⸗ 
| gangen wurde und daher die Gattin auch dem Heimatsrechte des Mannes 
geſolgt und ihr hieraus die Rechte einer bairiſchen Staatsangehörigen 
| erwachſen ſein dürften; daher ſtellte die Statthalterei das Erſuchen wegen 
Anerkennung der bairiſchen Staatsangehörigkeit der Witwe Katharina 
F. und Erwirkung eines Heimatsſcheines für dieſelbe. 


würde, ſo daß in Oeſterreich die abſurde Conſequenz des Parlamen⸗ 
tarismus niemals gezogen werden könnte, nach welcher die Verwaltung In Erwiederung auf dieſe Note erklärte die bairiſche Regierung, 
nicht des Volkes und ſeiner Wohlfahrt wegen, ſondern deßhalb zu daß die Weigerung der Gemeinde H. nach dortſeitigen geſetzlichen Be⸗ 
beſtehen ſcheint, um der Herrſchaft politiſcher Parteien oder kühner ſtimmungen begründet iſt, und zwar nicht deßhalb, weil der am 
Parteigänger als Mittel zu dienen, damit ſich dieſelben durch die 7. Auguſt 1875 verſtorbene Johann Bapt. F. durch ſeine im Jahre 
brutalſten Maßregeln auf Koſten der Wahrheit und mit Hintanſetzung 1865 erfolgte Verehelichung und Niederlaſſung auf das Wirthsanweſen 
aller Schicklichkeit in den Beſitz der Macht ſetzen oder in demſelben Nr. 5 in S. die bairiſche Staatsbürgerſchaft und ſeine Heimat in 
erhalten. Sollte eine ſolche Reform aus finanziellen oder aus Competenz⸗ H. verlor und die öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft, ſowie die Heimat in 
oder ſonſtigen Bedenken keine Ausſicht auf Verwirklichung haben, dann S. erwarb, ſondern deßwegen, weil Katharina F. durch ihre im Jahre 
müßte die Geſetzgebung im Intereſſe einer geordneten Verwaltung 1865 in S. erfolgte Verehelichung mit Johann F. ihre öſterreichiſche 
dafür Sorge tragen, daß die Erfüllung der den Bezirken und den Staatsbürgerſchaft, beziehungsweiſe ihre Heimat in S. nicht verlor und 
Gemeinden durch das Geſetz auferlegten öffentlichen Pflichten, wenn die bairiſche Staatsangehörigkeit reſp. Heimat in H. nicht erwarb. 
ſie von ihnen vernachläſſigt oder in nicht entſprechender Weiſe erfüllt Johann F. habe die Bewilligung zur Auswanderung nach Oeſterreich 
werden, wirkſamer ſichergeſtellt werde, als dies unter der gegenwärtigen weder nachgeſucht, noch erhalten; ebenſowenig ſei derſelbe bei der Ge⸗ 
Geſetzgebung immer möglich iſt.“ meinde H., beziehungsweiſe beim Bezirksamte Paſſau, ungeachtet der 
ihm durch Schreiben vom 14. December 1864 zugekommenen Auf⸗ 
forderung mit einem Geſuche um Bewilligung der Anſäſſigmachung in 
ſeiner urſprünglichen Heimatsgemeinde H. und zur Verehelichung mit 
Katharina W. eingeſchritten, ſondern habe vielmehr lediglich unter Be⸗ 
nützung einer von der Gemeinde H. am 10. Februar 1865 competenz⸗ 
Die von einem bairiſchen Staatsangehörigen ohne die erforderliche widrig ausgeſtellten und daher nichtigen ſogenannten Verehelichungs⸗ 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Bewilligung der bairiſchen Behörde in Oeſterreich mit einer bewilligung feine kirchliche Trauung beim Pfarramte S. am 27. Februar 


Oeſterreicherin eingegangene Ehe wird auch in Defterreich in ſtaats⸗ 
rechtlicher Hinſicht als ungiltig betrachtet, weßhalb in einem 
ſolchen Falle die derart verehelichte Defterreicherin nicht als dem 
Staatsbürger: beziehungsweiſe Heimatsrechte ihres Gatten folgend 
N anzuſehen kommt. 


1865 zu erzielen vermocht. Es handle fich daher für die bairiſchen 
Behörden um eine ohne Bewilligung der zuſtändigen Behörde im Aus⸗ 
lande geſchloſſene Ehe eines Baiern mit einer Ausländerin, deren 
Ungiltigkeit in der bairiſchen Geſetzgebung in spec e $ 16 der Verordnung 


Kakharina F., geborne W., war laut Berichtes der Gemeinde⸗ vom 12. Juli 1808 und 8 8, Ziffer 4 des Verehelichungsgeſetzes vom 
vorſtehung in S. bis zu ihrer Verehelichung nach S. zuſtändig. Am 1. Juli 1834 begründet ſei. Die Ungiltigkeit dieſes Eheabſchluſſes 
27. Februar 1865 heiratete dieſelbe einen bairiſchen Staatsangehörigen, behinderte für Katharina W. den Erwerb ſowohl des bairiſchen Indigenats 
den nach H. in Baiern zuſtändigen Bauernſohn Johann Bapt. F. Die als der Heimat ihres angetrauten Ehemannes, gemäß $ 3 lit. a der 
Trauung wurde in S. auf Grund der ſogenannten Verehelichungsbe⸗ | I. Verfaſſungsbeilage und 8 1, Ziffer 3 des Heimatsgeſetzes vom 
willigung der Gemeinde und Armenpflegeſchaftsverwaltung H. ddo. 11. September 1825, welcher Standpunkt der bairiſchen Geſetzgebung 
10. Februar 1865 vorgenommen. Dieſe ſogenannte Verehelichungsbe⸗ nach der mit Oeſterreich getroffenen Convention vom 29. Mai 1833 
willigung lautete: „Die unterfertigte Verwaltung bezeugt hiemit, daß von den öſterreichiſchen Behörden ſelbſt dann reſpectirt werden müſſe, 
Johann F., Bauersſohn von L., im Falle er fi in S. in Oeſterreich wenn Katharina W. nach der öſterreichiſchen Heimatsgeſetzbung durch 
ob der Enns anſäßig machen und verehelichen will, auch nach ſeiner | ihre im Jahre 1865 erfolgte Verehelichung mit Johann F. die öſter⸗ 
Verehelichung das Heimatsrecht für ſeine Perſon drei Jahre lang reichiſche Staatsbürgerſchaft verloren hätte. 
hierorts anzuſprechen hat, wenn ſeine Braut und ihre Descendenten Nun hat die Statthalterei in Linz unterm 23. December 1876 
auch in ihrer Gemeinde ſolches erlangen kann.“ folgende Entſcheidung herausgegeben: 
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„Die Statthalterei findet in der zwiſchen der Bezirkshauptmannſchaft lebende Zaun, ein öffentliches oder privates fei, wem die Benützung 
in St. und dem königl. bairiſchen Bezirksamte Paſſau ſtreitigen Frage des desſelben zuſtehe und ob die Ingerenz dem Gemeindevorſtande oder der 
Heimatsrechtes der Witwe Katharina F. auf Grund des § 40 des Heimats⸗ Verwaltungsbehörde zuſtehe. Das fragliche Grundſtück ſei der unmittel⸗ 
geſetzes vom 3. December 1863 in nachſtehender Weiſe zu entſcheiden: bar an dem Schloßgarten zwiſchen öffentlichen Wegen gelegene Theil 


Katharina F., geborne W. war laut Bericht der Gemeinde⸗ 
vorſtehung S. in Ober⸗Oeſterreich vom 4. Februar 1876 vor ihrer 
am 27. Februar 1865 erfolgten Verehelichung mit Johann F. zur 
Gemeinde S. zuſtändig. Johann F. aber war ſchon urſprünglich königl. 
bairiſcher Staatsangehöriger und hat auch ſpäter nie die öſterreichiſche 
Staatsbürgerſchaft erworben. 

Durch die Berehelichung mit demſelben hat jedoch Katharina F. 
die kairiſche Staatsbürgerſchaft und das Heimatsrecht ihres Gatten 


des „St. Petersplatz“ genannten Grundſtückes, Parc. 840, per 1 Joch 
265 Adrtklftr., welches im Grundſteuerkataſter dem Großgrundbeſitzer 
zugeſchrieben iſt. Er (Recurrent) benütze als Beſitzer des landtäflichen 
Gutes L. dieſes Grundſtück ſeit alter Zeit, habe verſchiedene darauf 
befindliche Bäume fällen und verkaufen, ſowie neue ſetzen laſſen. Der 
Gemeinde⸗Ausſchuß beabſichtige nichts anders, als ſich dieſes Grundſtück 
anzueignen, wozu er weder das Recht noch die Eompetenz habe. Re⸗ 
current erblicke in dieſer Entſcheidung des L. „er Gemeinde ⸗Ausſchuſſes 


nicht erlangt, weil dieſe Verehelichung lediglich auf Grund einer eine offenbare Ueberſchreitung ſeines Wirkungskreiſes und nicht deßhalb, 
von der Gemeinde H. am 10. Februar 1865 competenzwidrig ausge⸗ | weil ihn der Gemeindevorſtand mit dem Recurſe an die Bezirkshaupt⸗ 
ſtellten und daher nichtigen, ſ. g. Verehelichungsbewilligung, ſomit ohne mannſchaft verweiſe, ſondern deßhalb, weil das Geſetz vom Gemeinde⸗ 
Bewilligung der zuſtändigen batrifchen Behörde vor ſich ging; die Ehe vorſtande und Gemeinde-⸗Ausſchuſſe fehlerhaft ausgelegt, ja verletzt wurde 
eines Baiern aber ohne dieſen Conſens nach den bairiſchen Geſetzen, (denn bei Grundeigenthumsſtreitigkeiten zwiſchen der Gemeinde und 
ſowie auch in Gemäßheit des Regierungsdecretes vom 28. April 1842 einem Gemeinde⸗Angehörigen könne nach $ 101 Gem.⸗-Ord. für Böhmen 
(o. ö. Prov.⸗Geſetz⸗Samml., Seite 152) als ungiltig anzuſehen iſt, der Gemeinde⸗Ausſchuß als befangen nicht entſcheiden, ſondern es ſtehe 
ſo daß daraus weder der Frau noch den Kindern die Rechte bairiſcher die Amtshandlung dem Bezirks⸗Ausſchuſſe zu), beruſe er ſich im Grunde 
Staatsangehöriger erwachſen können. Katharina F. behielt demnach ihre des $ 103 Gem.⸗Ord. an die Bezirkshauptmannſchaft und bitte um 


öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft und ihr Heimatsrecht in der Orts⸗ 
gemeinde S. auch nach der Verehelichung und beſitzt dieſes Heimats⸗ 
recht auch gegenwärtig noch, da ſie nach dem Tode ihres Gatten in 
ſelbſtſtändiger Weiſe ein anderes nicht mehr erworben hat“. 

Gegen dieſe Entſcheidung hat die Gemeinde S. den Miniſterial⸗ 
recurs ergriffen, worin fie ſich auf 8 32 a b. G. B., auf die Be⸗ 
ſtimmungen des Auswanderungspatentes vom Jahre 1832, nach wel⸗ 
chen Frauensperſonen durch die Verehelichung mit Ausländern des 
öſterreichiſchen Staatsbürgerrechtes verluſtig werden und dasſelbe nur 
auf jene Art wieder erlangen können, wie andere Ausländer, ſerner 
auf die 88 94, 97 und 99 des a. b. G. B. berief, nach welchen über 
die Giltigkeit oder Ungiltigkeit der Ehe nur der Civilrichter und auch 
dieſer von Amtswegen nur in den ausdrücklich im Geſetze beſtimmten 
Fällen abſprechen könne. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat ddo. 29. März 1877, 
3. 2812 erkannt: „Der Beruf ung der Gemeinde S. wird mit Rückſicht 
auf das Hofkanzleidecret vom 31. März 1842 (G. S. IV. 46), zumal 
die dem Johann F. von ſeiner Heimatsgemeinde nach dem Ausſpruche 
der königl. bairiſchen Behörden competenzwidrig ausgeſtellte, ſogenannte 
Verehelichungsbewilligung, entgegen der Verordnung des Miniſteriums 
des Innern vom 14. März 1856, Z. 4914 auch nicht mit der königl. 
bairiſchen miniſteriellen und geſandtſchaftlichen Beglaubigung verſehen war, 
keine Folge gegeben.“ 8. 


In den dem Gemeinde⸗Ausſchuſſe 5 7 Angelegenheiten 

($ 31 Gemeindeordnung für Böhmen) ſteht die erſtinſtanzliche Ver: 

fügung dieſem und nicht dem Gemeindevorſteher zu, weßhalb in 

derlei Angelegenheiten ein Inſtanzenzug vom Gemeindevorſteher 
5 an den Gemeinde⸗Ausſchuß nicht ſtattfindet. 


In der außerordentlichen Sitzung vom 15. November 1876 hat 


Behebung des Erlaſſes des Gemeindevorſtandes, um Verweiſung des 
Streitgegenſtandes zur Unterſuchung und Entſcheidung an den Bezirks⸗ 
ausſchuß. 
| Die⸗Bezirkshauptmannſchaft hat mit Entſcheidung vom 9. De: 
cember 1876 die Behauptung des Recurrenten in Betreff der Incompe⸗ 
tenz des Gemeinde⸗Ausſchuſſes und Gemeindevorſtandes als in der 
Gem. ⸗Ord. nicht gegründet erklärt; denn es handle ſich vom Standpunkte 
des Gemeinde⸗Ausſchuſſes und des Gemeindevorſtandes in L. um die 
Erhaltung eines Gemeindeplatzes, wofür nach $ 28 ad. 3 Gem.⸗Ord. 
die Gemeinde zu ſorgen hat. Doch in dieſer Sache gebühre in erſter 
Linie den Gemeindevorſteher, die Verfügung zu treffen, und erſt über 
die Beſchwerde gegen ſeine Verfügung habe der Gemeinde⸗Ausſchuß zu 
entſcheiden, wie aus den Beſtimmungen der SS 31, 34, AO und 51 
Gem.⸗Ord. hervorgehe. In dieſer Beziehung haben allerdings der 
Gemeinde⸗Ausſchuß und der Gemeindevorſteher von L. gefehlt, indem 
der Gemeinde⸗Ausſchuß in der betreffenden Sache vom 15. November 
1876 Beſchluß gefaßt habe, bevor der Gemeindevorſteher eine Verfügung 
getroffen und gegen dieſe Verfügung eine Beſchwerde erhoben wurde. 
Es werde deßhalb im Grunde des 8 103 Gem.⸗Ord. der Beſcheid 
des Gemeindevorſtandes vom 16. November 1876 behoben und dies 
umſomehr, als dieſer Beſcheid die Berufung an die politiſche Behörde 
einräume. 

Die Statthalterei hat über Recurs des Joſef D. mit dem Erlaſſe 
vom 1. Februar 1877 die bezirkshauptmannſchaftliche Entſcheidung, 
inſoweit die Competenz des Gemeindevorſtehers als im 8 28 Gem.-Ord. 
Fanden erkannt und unter Hinweis auf die im weiteren autonomen 
Inſtanzenzuge dem Gemeinde⸗Ausſchuſſe zuſtehende Erledigung dieſer 
Angelegenheit der Ausſpruch des Gemeindevorſtehers vom 16. November 
18756 betreffs der Einbringung des Recurſes an die politiſche Behörde 
| nad Maßgabe des $ 103 Gem.⸗Ord. als geſetzwidrig behoben wurde, 
unter Zurückweiſung des Recurſes beſtätigt. In Anbetracht jedoch, daß 


der Gemeinde⸗Ausſchuß von L. die Beſeitigung der Drahtumzäunung dem erwähnten, ſowie dem gleichartigen früheren Erkenntuiſſe des 
und des von Joſef D. eigenmächtig gepflanzten lebenden Zaunes binnen Gemeindevorſtehers von L. ddo. 31. October 1876, die allerdings mit 
acht Tagen auf dem St. Petersplatze beſchloſſen, nachdem der einge- Hintanſetzung des vorgeſchriebenen Inſtanzenzuges in dieſer Angelegenheit 


zäunte Platz ſtets allgemein benützt wurde. 

Mit dem Beſcheide vom 16. November 1876 hat der Gemein⸗ 
devorſteher von L. den Joſef D. von dem obigen Beſchluſſe des Ge⸗ 
meinde⸗Ausſchuſſes mit dem Bemerken verſtändigt, daß, falls er den 
Zaun binnen acht Tagen nicht beſeitigen laſſe, der Gemeindevorſtand 
genöthigt ſein werde, auf Unkoſten des D. den Zaun zu beſeitigen. 
Zugleich wurde dem D. der Recurs an die politiſche Behörde binnen 
acht Tagen freigeſtellt. 5 

Gegen dieſen Beſcheid hat Joſef D. den Recurs an die Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft H. eingebracht, worin er hervorhob, daß der Gemein⸗ 
devorſtand formell gefehlt habe, indem derſelbe bisher nicht entſchieden, 
ſondern die Entſcheidung des Gemeinde⸗Ausſchuſſes hervorgerufen habe, 
während nach der Gemeindeordnung der Gemeindevorſtand zu entſchei⸗ 
den, und erſt eine allfällige Berufung gegen ſeine Entſcheidung dem 
Gemeinde⸗Ausſchuſſe zur Entſcheidung vorzulegen hatte. Der Gemeinde⸗ 
ausſchuß habe auch nicht erhoben, ob das Grundſtück, worauf der 


geſaßten Beſchlüſſe des Gemeinde⸗Ausſchuſſes vom 3. September und 
85 November 1876 zu Grunde liegen, hat die Statthalterei die 
Bezirkshauptmannſchaft aufgefordert, die Verhandlungsacten dem Be⸗ 
zirks⸗Ausſchuſſe in B. zur weiteren Entſcheidung abzutreten. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat ddo 31. Juli 1877, 
3. 7146 erkannt: „Das Miniſterium des Innern findet über den 
Miniſterialrecurs des Joſef D., Beſitzers des landtäfliſchen Gutes L., die 
Entſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft in H. vom 9. December 1876, 
mit welcher die mit dem Beſcheide des Gemeindevorſtandes von L. vom 


KR November 1876 unter Berufung auf den Beſchluß des Gemeinde⸗ 


Ausſchuſſes von L. vom 15. November 1876 an den Recurrenten 
erlaſſene Aufforderung zur Beſeitigung der von ihm verfügten theilweiſen 
Umzäunung des St. Peterplatzes in L. auf Grund des § 103 der 
Gem.⸗Ord. außer Kraft geſetzt und die Statthalterei⸗Entſcheidung vom 
1. Februar 1877, inſofern in derſelben dieſe Außerkraftſetzung aufrecht 
erhalten worden iſt, aufzuheben, dagegen jenen Theil der Statthalterei⸗ 
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Entſcheidung, mit welcher die Bezirkshauptmannſchaft in H. aufgefordert e. daß das in einem Keſſel auf einmal zu erhitzende Maximalquantum 
worden iſt, die Verhandlungsacten dem Bezirks⸗Ausſchuſſe in B. zur des Gemenges nie mehr als 100 Kilogramm betragen darf. 
weiteren Entſcheidung abzutreten, zu beſtätigen und zwar aus folgenden 2. Die Verpackung des Carboazotin, bei welcher von einer Elaborirung 


Gründen: Im vorliegenden Falle handelt es ſich um die Entſcheidung in Patronen abgeſehen wird, hat in doppelter Umhüllung zu geſchehen, wovon 
der Frage. wer darüber zu erkennen hat, ob der vom Befitzer des die äußere aus hölzernen Fäſſern oder Kiſten, dagegen die innere aus Säcken 
landtäflichen Gutes L. Joſef D. eingezäunte Theil der Parcelle Nr. von dichtem Zwilch, analog dem Materiale der Pulverſäcke, zu beſtehen hat. 
840 in L. einen Beſtandtheil des öffentlichen Ortsplatzes bilde. 3. Für den Transport find bezüglich der äußeren Bezeichnung der Pack⸗ 
Zu dieſer Entſcheidung iſt im Hinblicke auf den S 28, 8. 3 gefäße insbeſonders die Beſtimmungen des $ 66 alin. 1 und 2, 8 71 und 72 
der Gem.⸗Ord., nach welchem die Sorge für die Erhaltung der der Sprengmittel⸗Verordnurg vom 2. Juli 1877 R. G. Bl. Nr. 68 genau zu 
Gemeindeſtraßen, Wege, Plätze zum ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſe der beobachten. 

Gemeinde gehört, ſowie mit Rückſicht auf 8 31, Z. 1 der Gem.⸗Ord., Schließlich wird ausdrücklich bemerkt, daß das Carboazotin nur in jener 
laut welchen jede Verfügung über das Stammgut der Gemeinde der Doſirung, Zubereitung, Mengung und Kleinung erzeugt und in Verkehr gebracht 
Beſchlußfaßung des Gemeinde⸗Ausſchuſſes unterliegt, der Gemeinde⸗Aus⸗ werden darf, wie dieſe dem vorgelegten und unterſuchten Präparate zu Grunde 
ſchuß in erſter Linie competent, gegen deſſen Beſchluß nach § 99 der liegen und daß jede eigenmächtige Veränderung in den geſchilderten Fabrications⸗ 
Gem.⸗Ord. die Berufung an den Bezirks⸗Ausſchuß eingeräumt iſt. Es verhältniſſen ſowie jede Abänderung des Präparates überhaupt, in Gemäßheit 
war daher der Vorgang des Gemeindevorſtehers, welcher gemäß $ 56 der vorcitirten Sprengmittel⸗Verordnung, eventuell ſelbſt mit der Entziehung 
der Gem.⸗Ord. den vom Gemeinde-⸗Ausſchuſſe gefaßten Beſchluß in dieſer Conceſſion geahndet werden würde. 

Vollzug geſetzt hat, ein correcter und zu einer Aufhebung ſeiner Ver⸗ Bezüglich der gewerbsmäßigen Erzeugung und der Betriebsanlage wird 
fügung auf Grund des § 103 der Gem.-Ord. kein Anlaß vorhanden. ſpeciell auf die Vorſchriften der Gewerbeordnung verwieſen. 

Der in der Entſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft nebenbei ange⸗ In Betreff des Eiſenbahntransportes, im Falle derſelbe überhaupt in 
führte Umſtand, daß der Gemeindevorſteher in feiner Verfügung dem Ausſicht genommen wird, find die im 8 71 der Sprengmittel⸗Verordnung bezeich⸗ 
Gutsbeſitzer Joſef D. den Recurs an die politiſche Behörde freigeſtellt neten Erforderniſſe dem k. k. Handelsminiſterium behufs Erlaſſung der entſpre⸗ 
hat, rechtfertigt die Aufhebung dieſer Verfügung nach § 103 der chenden Weiſung an die Eiſenbahn⸗Verwaltungen in 40 Exemplaren oder Ab⸗ 
Gem.⸗Ord. nicht, da dieſer Ausſpruch nur eine formelle, auf das drücken vorzulegen.“ 

Meritoriſche der Angelegenheit ohne Einfluß bleibende Unrichtigkeit — 

enthält.“ Kl. 


Perſonalien. 
Seine Majeſtät haben dem Vorſtande der Hofbibliothek Hofrathe Dr. 
Ernſt Birk das Ritterkreuz des Leopold⸗Ordens tarfrei verliehen. 
Seine Majeſtät haben die Verſetzung des Generalconſuls Dr. Svetozar 
Noti z. Theodorovie von Serajevo nach Tunis, des Generalconſuls Konrad Waſſitſch 
- bon Scutari nach Serajevo und des Conſuls Franz Jelinek von Smyrna 
(Sprengmittel Carboazotin, Zulaſſung zur Erzeugung und nach Prisrend, ſowie die Uebertragung der Leitung des k. und k. Generalcon⸗ 


Be | N f Er ſulates in Scutari an den bisherigen Conſul in Prisrend Friedrich Lippich 
zum Verkehre.) Diesſalls wurde mit Erlaß des k. k. Miniſteriums des unter gleichzeitiger taxfreier Verleihung des Titels und Charakters eines Ge⸗ 
Innern vom 11. October 1877, Z. 13.842 an die Firma „Cahuc et de Sou kneralconſuls genehmiget. 


lages“ in Toulonſe zu Handen ihres Vertreters Fried. Rödiger in Wien Nach⸗ Seine Majeſtät haben den Conſul Adolph Ritter v. Schulz in Widdin 
ſtehendes herausgegeben: zum Generalconſul in Beirut und den Conſulareleven Emil Filtſch zum Vice⸗ 


„Das k. k. Miniſterium des Innern findet im Einvernehmen mit dem . Ede Wisent beben den Seen, b Reuß das gol⸗ 
k. k. Handelsminiſterium in Folge des von der Firma „Cahuc et de Soulages“ in dene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 
Toulouſe geſtellten Anſuchens und auf Grund der durch das k. k. techniſch⸗-admini⸗ _ Seine Majeſtät haben dem Gemeindevorſteher zu Hart in Steiermark 
ſtrative Militär⸗Comité im Einvernehmen mit der k. k. techniſchen Hochſchule in Johann Walch das ſilberne Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 
Wien vorgenommenen Prüfung und Begutachtung das Sprengmittel Carboazotin 5 
beſtehend in Percentualgehalt aus: Erledi gungen. 

e 055 we ne len dee eee Melt 


Eiſenſulf all 013% officialsſtelle in der zehnten, oder Rechnungsaſſiſtentenſtelle in der eilften 
Ruß und Lohe 24.65% Rangsclaſſe, bis Ende November. (Amtsbl. Nr. 263). 
Schwefel 13 58% Forſtelevenſtelle bei der Salzburger Forſt⸗ und Domänendirection mit 
500 fl. Adjutum, bis Mitte December. (Amtsbl. Nr. 264). 
welches Sprengmittel in ſeiner gegenwärtigen Zuſammenſetzung und Darſtellung Förſtersſtelle bei der Gmundner Forſt und Domänendirection in der 


dem Staats⸗Monopole nicht unterliegt und welches auch nicht als Munition im zehnten Rangsclaſſe, eventuell Forſtaſſiſtentenſtelle in der eilften Rangselaſſe 
Sinne des Waffenpatentes vom 31. März 1853 zu betrachten iſt, innerhalb der (mit Reiſepauſchale und Holzdeputat für den Brite), bis Mitte December. 


e i % 5 Amtsbl. Nr. 264). 
im öſterreichiſchen Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder zur Erzeugung ( Kanzliſtenſtelle im Bereiche der Salinenverwaltung in den Alpenländern 


und zum allgemeinen Verkehre einſchließlich des Eiſenbahntransportes gegen Beob⸗ mit dem eventuellen Dienſtorte Hallein in der eilften Raugsclaſſe mit 600 fl. 
achtung der beſtehenden oder noch zu gewärtigenden Sicherheitsvorſchriften und Gehalt, Salz⸗ und Brennholzdeputat gegen Caution, bis Ende December. 


unter nachſtehenden beſonderen Bedingungen zuzulaſſen: (Amtsbl. Nr. 265). 


1. Da das Carboazotin nach feiner chemiſchen Zuſammenſetzung zu den r — 88 
ſchwarzpulverartigen Gemengen gehört, ſo haben für deſſen Erzeugung und Be⸗ Soeben erſchien: f 
handlung im Allgemeinen die für das Schwarzpulver geltenden Vorſchriften An⸗ Q - 
wendung zu finden, jedoch mit dem Beiſatze: D er S i aa t 5 b ram t k. 


a daß die Erhitzung des befeuchteten Carboazotin in Keſſeln durch eine Jahrbuch für die k. k. öſterreichiſchen Civilbeamten pro 1878. 
ſolche Feuerung zu erfolgen ſei, welche das Ueberſchreiten der Temperatur von Redigirt und herausgegeben von 
120° C., die als zuläſſige Maximaltemperatur für das erhitzte Präparat zu gelten Dr. Triedrich Hönig 
hat, zuverläſſig hintanhält und daß daher die freie Feuerung unter den Keſſeln 2 f 
nicht geſtattet iſt; 

b. daß die Rührvorrichtungen dergeſtalt eingerichtet werden, damit die 
rührenden Arbeiter vor Verbrennung im Falle der Entzündung des Präparates 


Generalſecretär⸗Stellvertreter des I. allgemeinen Beamten⸗Vereines. 
Dritter Jahrgang. 
Ausgabe für Böhmen, Mähren und Schleſien. 


geſchützt find; Verlag von Mori ah, dt, © ft 11 

o. daß die Erhitzungskeſſel mit hinreichend großen Abzugsöffnungen für I at Banechimit na 
die aus dem Präparate entweichenden Gaſe und Dämpfe verſehen werden; u ie al . 

d. daß ſtets ein ausgiebiger Waſſerzulaß in die Keſſel für den etwaigen 9 zu . Beilage: Bogen 29 und 30 der 
Fall einer Selbſtentzündung des Präparates vorhanden ſei und Erkenntniſſe des Verwaltungsgerichtshofes. 1 
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